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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Protokoll vom 4. Mai 1949 zur Änderung des 
Internationalen Übereinkommens zur Gewährung 
wirksamen Schutzes gegen den Mädchenhandel und 
zur Änderung des Internationalen Übereinkommens 
zur Bekämpfung des Mädchenhandels sowie zu dem 
Protokoll vom 12. November 1947 zur Änderung der 
Übereinkunft zur Unterdrückung des Frauen- und 
Kinderhandels und des Übereinkommens zur Unter- 
drückung des Handels mit volljährigen Frauen 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Bestimmte Befugnisse und Aufgaben, die sich aus dem am 18. Mai 
1904 in Paris Unterzeichneten Internationalen Übereinkommen 
zur Gewährung wirksamen Schutzes gegen den Mädchenhan- 
del und aus dem am 4. Mai 1910 in Paris Unterzeichneten' 
Internationalen Übereinkommen zur Bekämpfung des Mädchen- 
handels ergaben, waren seinerzeit der Regierung der franzö- 
sischen Republik übertragen worden. Bei der in Genf am 
30. September 1921 Unterzeichneten Übereinkunft zur Unter- 
drückung des Frauen- und Kinderhandels und bei dem in Genf 
am 11. Oktober 1933 abgeschlossenen Übereinkommen zur 
ünterdrückung des Handels mit volljährigen Frauen waren 
Funktionen auf den jetzt nicht mehr bestehenden Völkerbund 
übertragen worden. Zu den beiden ersten Übereinkommen hat 
die französische Regierung den Antrag gestellt, die von ihr 
wahrgenommenen Funktionen auf die Vereinten Nationen zu 
übertragen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/3560 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


B. Lösung 

Die Protokolle vom 12. November 1947 und vom 4. Mai 1949, 
deren Zustimmung vom Rechtsausschuß einmütig gebilligt 
wird, übertragen die Aufgaben aus den genannten Überein- 
kommen auf die Vereinten Nationen. 

Die Zustimmung erstreckt sich jedoch nicht auf die im Proto- 
koll vom 12. November 1947 enthaltene Änderung des Über- 
einkommens vom 11. Oktober 1933, weil die Bundesrepublik 
diesem Übereinkommen nicht beigetreten ist. Ein Beitritt ist 
nach dem geltenden deutschen Strafrecht auch nicht angezeigt. 
Eine entsprechende Anpassung des deutschen Strafrechts ist 
nicht vorgesehen und kriminalpolitisch auch nicht vertretbar. 


C, Alternativen 

keine 


D. Kosten 


keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Protokoll vom 4. Mai 1949 zur Änderung des 
Internationalen Übereinkommens zur Gewährung wirksamen 
Schutzes gegen den Mädchenhandel und zur Änderung des 
Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung des Mäd- 
chenhandels sowie zu dem Protokoll vom 12. November 1947 
zur Änderung der Übereinkunft zur Unterdrückung des Frauen- 
und Kinderhandels und des Übereinkommens zur Unterdrük- 
kung des Handels mit volljährigen Frauen 

— Drucksache VI/2440 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Schimschok 
und Dr. Wittmann (München) 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 134. Sitzung 
am 22. September 1971 den Gesetzentwurf dem 
Rechts ausschuß federführend und dem Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit mitberatend über- 
wiesen. Dieser hat am 21. Oktober 1971 seine Stel- 
lungnahme abgegeben und Einwendungen nicht er- 
hoben. Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf 
in seiner 66., 73. und 87. Sitzung behandelt und emp- 
fiehlt einstimmig, den Gesetzentwurf mit einer 
redaktionellen Klarstellung der Gesetzesbezeich- 
nung anzunehmen. 

II . 

Der Rechtsausschuß hat das Protokoll vom 4. Mai 
1949 zur Änderung des Internationalen Überein- 
kommens zur Gewährung wirksamen Schutzes ge- 
gen den Mädchenhandel und zur Änderung des 
Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung 


des Mädchenhandels und das Protokoll vom 12. No- 
vember 1947 zur Änderung der Übereinkunft zur 
Unterdrückung des Frauen- und Kinderhandels und 
des Übereinkommens zur Unterdrückung des Han- 
dels mit volljährigen Frauen eingehend geprüft. 

Durch die Protokolle vom 4. Mai 1949 und vom 
12. November 1947 sind gewisse Befugnisse und 
Funktionen, die sich aus den Internationalen Über- 
einkommen vom 18. Mai 1904, vom 4. Mai 1910, 
vom 30. September 1921 und vom 11. Oktober 1933 
ergaben und die seinerzeit der Regierung der Fran- 
zösischen Republik bzw. dem Völkerbund übertra- 
gen worden waren, auf die Vereinten Nationen 
übergegangen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied der 
Übereinkommen vom 18. Mai 1904, vom 4. Mai 
1910 und vom 30. September 1921. Sie ist dagegen 
nicht Mitglied des Übereinkommens vom 11. Okto- 
ber 1933. 
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Der Rechtsausschuß hat geprüft, ob der Bundes- 
regierung empfohlen werden soll, auch das Über- 
einkommen vom 11. Oktober 1933 den gesetzgeben- 
den Körperschaften zur Ratifizierung vorzulegen. 
Dies wäre dann wünschenswert, wenn die in Arti- 
kel 1 dieses Übereinkommens von den nationalen 
Rechtsordnungen der beigetretenen Staaten gefor- 
derten Strafsanktionen entweder im deutschen 
Strafrecht bereits enthalten sind oder eine entspre- 
chende Anpassung des geltenden deutschen Straf- 
rechts im Rahmen der Strafrechtsreform kriminal- 
politisch vertretbar erscheint. Nach der vom Son- 
derausschuß für die Strafrechtsreform abgegebenen 


gutachtlichen Stellungnahme, der sich der Redits- 
ausschuß angeschlossen hat, bestehen Diskrepanzen 
zwischen dem Übereinkommen einerseits und dem 
geltenden Strafrecht und zu den Beschlüssen des 
Sonderausschusses zum Entwurf eines Vierten Ge- 
setzes zur Reform des Strafrechts — Drucksache 
VI/ 1552 — andererseits. Der Rechtsausschuß billigt 
daher den Gesetzentwurf in vollem Umfang, auch 
hinsichtlich der Maßgabe in Artikel 1 des Entwurfs, 
daß sich die Zustimmung nicht auf die Änderung 
des Übereinkommens vom 11. Oktober 1933 er- 
streckt. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Frau Schimschok Dr. Wittmann (München) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — ■ Drucksache VI/2440 — mit der 
Maßgabe anzunehmen, daß das Gesetz wie folgt 
bezeichnet wird: 

,Gesetz zu dem „Protokoll vom 4. Mai 1949 zur 
Änderung des Internationalen Übereinkommens zur 


Gewährung wirksamen Schutzes gegen den Mäd- 
chenhandel und zur Änderung des Internationalen 
Übereinkommens zur Bekämpfung des Mädchen- 
handels" und zu dem „Protokoll vom 12. Novem- 
ber 1947 zur Änderung der Übereinkunft zur Unter- 
drückung des Frauen- und Kinderhandels und des 
Übereinkommens zur Unterdrückung des Handels 
mit volljährigen Frauen".' 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Der Rechtsausschuß 

Frau Schimschok Dr. Wittmann (München) 

Berichterstatter 
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